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Ruhrkrise und passiver Widerstand

Im Spätherbst 1922 eskalierte der seit dem Abschluss des Versailler

Vertrages schwelende Konflikt um die Reparationsleistungen des

Deutschen Reichs. Am 14. November sah sich die zweite Regierung

Joseph Wirths gezwungen, die Reduzierung der Reparationslast auf

ein erträgliches Maß zu fordern. Acht Tage später trat sie zurück. Die

französische Regierung wies das Ansinnen am 27. November scharf

zurück und drohte mit der Besetzung des Ruhrgebietes.

Die neue Regierung Wilhelm Cunos ließ es dennoch zu Rückständen

bei den Sachlieferungen kommen. Die Reparationskommission stellte

daraufhin am 26. Dezember 1922 und am 9. Januar 1923 schuldhafte

Versäumnisse des Reichs bei den Holz- und Kohlelieferungen fest. 

Als am 11. Januar französische und belgische Truppen ins Ruhrgebiet

einmarschierten, proklamierte die Regierung Cuno den "passiven

Widerstand" und verbot allen Staatsbediensteten, sich den Weisungen

der Besatzungsmacht zu beugen. Zwar besaß diese Aktion eine große

Popularität im Reich, sie geschah jedoch in Verkennung des Umfangs

der eigenen Machtmittel.

Denn letztendlich waren Frankreich und Belgien in der Lage, den

Widerstand auszuhebeln und nach anfänglichen Schwierigkeiten

Profit aus der Besetzung zu schlagen. Daneben gingen sie mit Härte

gegen "aktive" Formen des Widerstands wie Sabotage und Streiks

vor. Die Wirtschaft des Reichs litt bald unter Rohstoffknappheit, deren

Ausgleich große Mengen Devisen verbrauchte. Auch verschlang der

"Ruhrkampf" durch Ausgleichszahlungen an Unternehmer, Staatsbeamte

und streikende Arbeiter riesige Geldsummen.

Dieses Geld konnte von der Regierung nur durch Kreditaufnahme und

das Anwerfen der Notenpresse aufgebracht werden. Die deutsche

Währung wurde dadurch in rasender Geschwindigkeit entwertet, es kam

zu einer Hyperinflation. Cunos Nachfolger Gustav Stresemann, der seit

dem 13. August 1923 im Amt war, musste den "passiven Widerstand" am

26. September 1923 aufgeben. Aber erst mit dem Dawes-Plan von 1924

verpflichteten sich die Alliierten, die besetzten Gebiete binnen Jahresfrist

zu räumen.
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